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Praktische Winke für Brauereibesitzer 

aus Anlass des neuen bürgerlichen Rechts. 

I. 

Der Brauer ist Kaufmann im Sinne des Handelsgesetz- 
buches. Soferne sein Gewerbebetrieb über den Umfang 
des Kleingewerbes hinausgeht, ist er verpflichtet, seine 
Firma und den Ort seiner Handelsniederlassung beim zu- 
ständigen Handelsregister — dieses wird künftig nicht mehr 
bei den Landgerichten, sondern bei den Amtsgerichten ge- 
führt — anzumelden und seine Firma bei den Handels- 
gerichten zu zeichnen. Wer sein Geschäft ohne einen Ge- 
sellschafter oder nur mit einem stillen Gesellschafter be 
treibt, muss seinen Familiennamen mit mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen als Firma führen ; doch können 
bisher bestandene, d. h. eingetragene Firmen, unter der 
bisherigen Bezeichnung bestehen bleiben. Jene neue Firma 
muss sich von allen an demselben Orte oder in derselben 
Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister 
eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden. Hat ein 
Brauer mit einem bereits eingetragenen Kaufmann den 
gleichen Vornamen und den gleichen Familiennamen, und 
will auch er sich dieser Namen als Firma bedienen, so 
muss er seiner neuen Firma einen Zusatz geben, durch 
welchen sie sich von der bereits eingetragenen Firma 
deutUch unterscheidet. 
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Jeder Brauer, dessen Gewerbebetrieb über den Umfang 
des Kleingewerbes hinausgeht, ist verpflichtet, ordnungs- 
mässige Handelsbücher zu fahren, Copien seiner abgesandten 
Handelsbriefe zurückzubehalten und diese Copien sowie die 
empfangenen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren. Für 
den Schluss eines jeden Geschäftsjahres hat er Inventar 
und Bilanz aufzustellen und dieselben zu unterzeichnen. 
Dabei sind sämmtliche Vermögensgegenstände und Schulden 
nach dem Werth anzusetzen, der ihnen im Zeitpunkt der 
Inventars- und Bilanzaufstellung beizulegen ist. Zweifel- 
hafte {Forderungen sind nach ihrem wahrscheinhchen Werth 
einzusetzen und uneinbringliche Forderungen abzuschreiben. 

Handelsbücher sind 10 Jahre, vom Tage der darin vor- 
genommenen letzten Eintragung an gerechnet, aufzubewahren ; 
das Gleiche gilt von den empfangenen Handelsbriefen und 
den Copien der abgesandten Handelsbriefe (§§ 1 mit 47 
des Handelsges.-Buches). 

Auf die besonderen Bilanzvorschriften für Brauereien, 
welche in der Form von Actiengesellschaften oder Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung betrieben werden, soll 
hier nicht näher eingegangen werden. 

n. 

Beim Kauf einer Brauerei muss § 25 des H. G. B., der 
völlig neues Recht bringt, wohl beachtet werden. Darnach 
haftet derjenige, welcher eine Brauerei erwirbt und diese 
unter der bisherigen Firma mit oder ohne Bei- 
fügung eines Nachfolgezusatzes fortführt, für alle im 
Betriebe des Geschäftes begründeten Verbindlichkeiten des 
früheren Inhabers. 

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegen- 
über nur . wirksam, wenn sie in das Handelsregister ein- 
getragen und bekannt gemacht oder von dem Erwerber 
oder dem Veräusserer dem Dritten mitgetheilt ist. 

Wer also eine Brauerei erwirbt und dieselbe unter der 
bisherigen Firma fortführen will, muss entweder sich vorher 
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zuverlässige Gewissheit darüber verschaffen, dass nicht Ge- 
schäftsschulden vorhanden sind, die er beim Kaufpreis 
nicht berücksichtigt hat, oder für die er vom Verkäufer 
keinen Ersatz mehr finden kann, oder er muss die Vorsicht 
gebrauchen, mit dem Veräusserer zu bedingen, dass die 
vorhandenen Geschäftsschulden nicht übernommen werden, 
und muss ferner diese Verabredung in das Handelsregister 
eintragen und bekannt machen lassen. 

Wer aber eine Brauerei kauft und die alte Firma nicht 
fortführt, sondern eine neue wählt, haftet für die früheren 
Geschäftsschulden nur, wenn ein besonderer Verpfiichtuugs- 
grund vorliegt, d. h. wenn er die Geschäftsschulden aus- 
drücklich übernommen hat. 

Gleiche Vorsicht muss beobachtet werden in dem Fall, 
wenn Jemand im Erbschaftsweg eine zum Nachlass ge- 
hörende Brauerei erwirbt. Wer eine solche erbweise über- 
kommene Brauerei unter der alten Firma, sei es mit 
oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältniss an- 
deutenden Zusatzes, länger als drei Monate seit Kennt- 
nisa vom Erbschaftsanfall fortführt, haftet für die 
Geschäftsschulden des Erblassers unbedingt und mit seinem 
eigenen Vermögen. Er kann sich dieser durch das H.G. B. 
begründeten Haftung dadurch entziehen, dass er innerhalb 
der bezeichneten Frist von drei Monaten eine neue Firma 
wählt. 

Ob der Erbe sich der unbedingten Haftung für die 
Geschäftsschulden des Erblassers dadurch entziehen kann, 
dass er durch Eintrag im Handelsregister und Bekannt- 
machung die unbeschränkte Haftung ablehnt, ist nicht 
unbestritten. 

m. 

Im Verhältniss des Brauers zum Wirth wegen 
der Abnahme des Bieres sind im Allgemeinen die bis- 
herigen Bestimmungen bestehen geblieben. In erster Linie 
entscheidet nach wie vor der zwischen Brauer und Wirth 
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geschlossene Vertrag, welcher sich in der Regel an eine 
Darlehenshingabe des Brauers anschhesst. Liegen aber 
besondere Abmachungen insbesondere über die Dauer des 
V^ertragsverhältnisses, also über dessen Kündigung, nicht 
vor, so kann der Bierlieferungsvertrag vom Brauer sowohl 
wie vom Wirth nur für den Schluss des Monats Sep- 
tember jeden Jahres gekündigt werden. Der Wirth ist 
verpflichtet, .seineu ganzen Bierbedarf ausschliesslich vom 
Brauer zu beziehen; dieser ist verpflichtet, dem Wirth die 
verlangten Bierquantitäten zu liefern (Art. 13 des baye- 
rischen Ausf.-Ges. z. Bürgerl. Ges.-Buch). 

Die Bierabnahme endigt an sich damit, dass die Brauerei 
oder die Wirthschaft durch ein Rechtsgeschäft unter Leben- 
den — also nicht durch Erbschaft — auf einen Dritten 
übergeht. Verkauft also der Bierabnehmer seine Wirth- 
schaft, so ist der Besitznachfolger des Wirthes berechtigt, 
auch unter dem Sudjahr sein Bier anderweitig zu beziehen. 
Darin hegt eine erhebliche Verschlechterung des bisherigen 
Rechtszustandes, nach welchem auch der Besitznachfolger 
des Brauers und des Wirthes an den Bierlieferungsve^trag 
während des Sudjahres gebunden war. Der bayerische 
Brauerbund hat schon frühzeitig, aber vergebUch gegen 
diese Verschlechterung Frpnt gemacht. Der Gesetzgeber 
suchte sie damit zu beseitigen, dass nach nunmehriger 
gesetzlicher Vorschrift der bisherige Geschäftsinhaber 
dafür einzustehen hat, dass der neue Inhaber in den 
Vertrag eintritt. Dieses Auskunftsmittel verfehlt indessen 
dann seine Wirkung, wenn der bisherige Geschäftsinhaber 
finanziell nicht so situirt ist, dass der Schadensersatzanspruch 
gegen ihn realisirt werden kann. 

Es dürfte sich für den Brauer empfehlen, beim Ab- 
schluss des Bierlieferungsvertrages den Eintrag einer Sicher- 
heitshypothek auf dem Anwesen des Wirthes zur Abwen- 
dung des Schadens zu bedingen, der dem Brauer durch 
den Ausstand des Geschäftsnachfolgers <ies Wirthes im 
Laufe des Sudjahres erwachsen könnte. 
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Ueber die Frage, wann der Wirth wegen Lieferung 
schlechten Bieres ausserordentlich das Vertrags- 
verhältniss kündigen könne, haben sich in der Ab- 
geordnetenkammer lange Verhandlungen abgespielt. Schliess- 
lich ist deren Beschluss, dass der Wirth aus dem Brauhaus 
ausfahren dürfe, wenn ihm zweimal in einem Vierteljahr 
vertragswidriges Bier gehefert würde, an dem Widerstand 
der Kammer der Reichsräthe und der Staatsregierung ge- 
scheitert. Nach den Erklärungen des Regierungscommissärs 
und im Hinbück auf § 326 B. G. B. verbleibt es dieserhalb 
bei der bisherigen Rechtslage, wie sie namentlich auch in 
den Entscheidungen der obersten Gerichtshöfe festgelegt 
ist. Darnach ist der Wirth berechtigt, auszufahren, wenn 
ihm durch andauernd schlechte Bierlieferung die Aus- 
haltung des Vertrages billiger Weise nicht mehr zugemuthet 
werden kann. Behauptet der Wirth, dass eine einzelne 
Bierlieferung nicht vertragsentsprechend sei, so muss er 
die Lieferung alsbald rügen und den Brauer, soferne es die 
Umstände erlauben, aufEordern, ein besseres Product bei- 
zustellen. Kommt der Brauer dieser Aufforderung nach, so 
hat der Wirth nicht das Recht, aus der einzelnen mangel- 
haften Lieferung das Recht zum Vertragsrücktritt abzuleiten. 
Der Brauer ist bei einer vorübergehenden Calamität in 
seiner Production durch nichts behindert, Bier aus einer 
anderen Brauerei zu kaufen und dem Wirthe beizufahren 
und auf diese Weise ein Ausfahren des Wirthes hintan- 
zuhalten. 

Nach bisherigem Recht hatte der Inhaber oder Pächter 
einer Brauerei gemäss § 12 Ziffer 10 des bayer. Hypotheken- 
gesetzes einen gesetzlichen Hypothektitel wegen 
seiner Forderungen an Bierwirthe für abgegebenes Bier 
und Branntwein. Der Brauer ging mit seinem Geschäfts- 
buch zum Hypothekenamt und Hess zu Gunsten seiner 
fälligen Forderung eine Hypothek vermerken. Das neue 
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bürgerliche Recht kennt das Institut der gesetzlichen Hy- 
potheken nicht. Dagegen gewährt Art. 14 des bayerischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch dem 
Brauer das Recht, wenn der Wirth Eigenthümer des Grund- 
stückes ist, auf welchem er sein Geschäft betreibt, für den 
gestundeten oder rückständigen Kaufpreis des gelieferten 
Bieres die Bestellung einer Sicherheitshypothek an 
diesem Grundstück zu verlangen. Hat der Wirth noch 
andere Grundstücke, die mit seinem dem Wirthschafts- 
betriebe dienenden Grundstück gemeinschaftlich bewirth- 
schaftet werden, so kann der Brauer die Erstreckung der 
Sicherheitshypothek auch auf diese Grundstücke so weit ver- 
langen, dass der Betrag der Forderung des Brauers durch 
den Werth der Grundstücke doppelt gedeckt ist. 

Auch dieser Ersatz für die einstige gesetzliche Hypothek 
ist kaum zulänglich; denn nach dem neuen Recht muss 
der Brauer die Bestellung der Sicherheitshypothek von dem 
Wirth verlangen und, wenn dieser die Hypothek nicht 
freiwillig bestellt, auf Bestellung klagen, wenn anders 
nicht der Brauer sofort zum äussersten Mittel der Ein- 
stellung der Bierlieferung schreiten will. 

Soweit es nach den thatsächlichen Verhältnissen an- 
gängig und geboten erscheint, dürfte es sich daher auch 
hierwegen empfehlen, beim Beginn der Bierlieferung die 
Eintragung einer Sicherheitshypothek für die Ansprüche 
auf Bezahlung des zu liefernden Bieres zu vereinbaren und 
zu vollziehen. 

Für die Uebergangszeit muss übrigens Folgendes be- 
merkt werden: Das neue Hypothekenrecht tritt in Bayern 
noch nicht mit dem 1. Januar 1900 in Kraft, sondern für 
jeden Grundbuchbezirk erst mit dem Zeitpunkt, wenn für 
denselben das Grundbuch angelegt und solches durch die 
bayerische Staatsregierung publicirt ist. Bis zu diesem Zeit- 
punkt besteht gemäss Art. 50 der bayerischen Uebergangs- 
vorschriften zum Bürgerhchen Gesetzbuch das Recht des 
Brauers auf Eintragung einer gesetzlichen Hypothek für 
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das gelieferte Bier nach Maassgabe der bisherigen Vor- 
schriften fort. 

V. 

Von praktischer Bedeutung sind für den Brauer die 
neuen Bestimmungen über die gesetzlichen Zinsen. 
Der gesetzliche Zinsfuss ist ab 1. Januar 1900 nur mehr 
4%, bei beiderseitigen Handelsgeschäften 5%; letztere liegen 
vor im Verhältniss des Brauers zum Wirth, zum Gersten- 
und Hopfenhändler, da beide Kaufleute sind. Selbst- 
verständlich können vertragsmässig höhere Zinsen bedungen 
werden. 

Ist aber ein höherer Zinssatz als 6% für das Jahr 
vereinbart worden, so kann der Schuldner nach dem Ab- 
lauf von sechs Monaten das Kapital unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten kündigen, und dieses 
Kündigungsrecht kann durch Vertrag weder ausgeschlossen 
noch beschränkt werden (§ 247 B. G. B.). Bezahlt der 
Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der Fälligkeit, 
so ist er zu einem Abzug wegen der Zwischenzinsen nicht 
berechtigt (§ 272 B. G. B.). Ansprüche auf rückständige 
Zinsen mit Einschluss von Annuitäten verjähren gemäss 
§ 197 B. G. B. schon in vier Jahren, nicht, wie bisher, in 
fünf Jahren. Ist für eine verzinsliche Forderung Hypothek 
bestellt, so haftet kraft der Hypothek das Grundstück auch 
für die gesetzlichen Zinsen der Forderung sowie für die 
Kosten der Kündigung und der Rechtsverfolgung in das 
Grundstück (§ 1118 B. G. B.). Bei der Subhastation eines 
Grundstückes werden mit dem Kapital die laufenden und 
die aus den letzten zwei Jahren rückständigen Zinsen berück- 
sichtigt (§ 10 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung); 
für sie bedarf es also einer besonderen Caution im Hypo- 
thekenbuche nicht. 

VI. 

Von Wichtigkeit erscheinen weiter die Bestimmungen 
über die Verjährung von Forderungen. Hier ist 
eingänglich zu bemerken, dass die gesetzlichen Verjährungs- 
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fristen durch Vertrag zwar verkürzt, aber nicht verlängert 
werden können (§ 225 B. G. B.), und dass die neuen Be- 
stimmungen auch auf die vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuches entstandenen und noch nicht ver- 
jährten Ansprüche Anwendung finden (Art. 169 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch). 

Forderungen von Brauern gegen Wirthe ver- 
jähren in vier Jahren, Forderungen von Brauern 
gegen private Bierabnehraer, soweit die Lieferung 
nicht in den Geschäftsbetrieb des Schuldners erfolgt, in 
zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf 
des Jahres, in welchem die Forderung entstanden ist; ist 
aber Kündigung die Voraussetzung der Fälligkeit, so be- 
ginnt die Verjährung erst mit dem Zeitpunkt, in welchem 
die Kündigung zulässig war. Die Verjährung ist gehemmt, 
so lange die Forderung gestundet ist, und sie wird unter- 
brochen, wenn der Verpflichtete dem Berechtigten gegen- 
über den Anspruch durch Abschlagszahlung, Zinszahlung, 
Sicherheitsleistung oder in anderer Weise anerkennt. Hier 
geht das neue Recht zu Gunsten des Gläubigers viel weiter, 
indem es auch jede mündliche Anerkennung gelten lässt, 
während bisher lediglich die schriftliche Anerkennung die 
Kraft der Unterbrechung der Verjährung hatte. Die Ver- 
jährung wird selbstverständlich weiter unterbrochen durch 
Klagestellung, Zustellung eines Zahlbefehles, durch An- 
meldung der Forderung im Concurs und Vornahme einer 
Vollstreckungshandlung. Rechtskräftig festgestellte Forde- 
rungen verjähren in 30 Jahren; soweit sich die Feststellung 
aber auf künftige Zinsen bezieht, bewendet es bei der 
kürzeren Verjährungsfrist von vier Jahren. 

yn. 

Da für den Brauer auch die RechtsbegrifEe von Miethe 
und Pacht sehr häufig praktische Bedeutung gewinnen, 
so sollen hier die wichtigsten Veränderungen des neuen 
Rechtes kurz behandelt werden. 
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Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist Mieth- und 
Pachtzins postnümeraiido zu bezahlen. Will Vermiether 
oder Verpächter dies nicht, so muss er im Vertrag Voraus- 
zahlung ausdrücklich bedingen. Da femer ausserordent- 
liche Kündigung gesetzlich nur dann zulässig ist, wenn 
Miether oder Pächter für zwei auf einander folgende Termine 
mit der Entrichtung des Mieth- oder Pachtzinses im Verzug ist, 
so empfiehlt es sich, durch Vertrag festzulegen, dass ausser- 
ordentliche Kündigung bereits bei Verzug mit einer Zinsrate auf 
Seite des Vermiethers oder des Verpächters statthaft ist. Ein 
Mieth- oder Pachtvertrag, der für längere Zeit 
als ein Jahr geschlossen ist, bedarf der schrift- 
lichen Form. Wird das vermiethete oder verpachtete 
Grundstück nach der Ueberlassung an den Miether an 
einen Dritten veräussert, so tritt der Erwerber an Stelle 
des Vermiethers in die Rechte und Pflichten des Mieth- 
vertrages während der Dauer seines Eigenthums ein, Kauf 
bricht also nicht Miethe und nicht Pacht. Er- 
füllt der neue Erwerber seine Verpflichtungen aus dem 
Mieth vertrage gegenüber dem Miether oder Pächter nicht, 
so haftet der ursprüngliche Vermiether für den Schaden 
des Miethers gleichwie ein Solidarbürge. Von dieser Haf- 
tamg kann sich übrigens Vermiether bezw. Verpächter da- 
durch befreien, dass er dem Miether vom erfolgten Verkauf 
Mittheilung macht; kündigt Miether alsdann nicht für dep 
ersten zulässigen Termin, so wird Vermiether von seiner 
Haftung frei. 

Eine ganz neue Art der Sicherung des Miethers und 
Pächters im Falle der Zwangsversteigerung des vermietheten 
oder verpachteten Anwesens gewährt das neue Gesetz 
über die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung vom 
25. März 1897, welches für jeden Grundbuchbezirk mit der 
Einführung des Grundbuches in Kraft tritt. Nach § 57 
dieses Gesetzes tritt der Ersteher des Grundstückes in das 
Mieth- und Pachtverhältniss ein, ist jedoch berechtigt, das 
Mieth- oder Pachtverhältniss unter Einhaltung der gesetz- 

3 
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liehen Frist auf den ersten zulässigen Termin zu kündigen. 
Der Miether oder Pächter, welcher einen länger dauernden 
Contract besitzt und die Rechte hieraus beim Versteigerungs- 
beamten spätestens im Versteigerungstermin vor der Auf- 
forderung zur Abgabe von Geboten anmeldet, kann ver- 
langen, dass das Grundstück nur unter Wahrung seiner 
Rechte versteigert wird. Die Zustimmung der übrigen an 
der Versteigerung Betheiligten zu dieser Abänderung der 
Versteigerungsbedingungen ist insoweit erforderlich, als deren 
Rechte durch die Abänderung beeinträchtigt werden. So- 
ferne nicht feststeht, ob eine solche Beeinträchtigung statt- 
findet, ist das Grundstück doppelt auszubieten, einmal mit 
der Belastung durch das Recht des Miethers oder Pächters 
und einmal ohne diese Belastung. Entscheidend für den 
Zuschlag ist dann natürlich, ob bei der letzteren Ver- 
steigerungsart ein höheres Gebot gelegt wird als bei der 
ersteren. 

vm. 

Die Rechtsverhältnisse der Angestellten der 
Brauereien gestalten sich verschieden, je nachdem es 
sich um Handlungsgehülfen (Comptoiristen, Buchhalter, Stadt- 
reisende etc.) oder um gewerbliche Gehülfen {Braumeister, 
Brauburschen, SchäfQer etc.) handelt. Für die ersteren 
gelten die handelsgesetzlichen Vorschriften, für die letzteren 
die Bestimmungen der Gewerbeordnung. Die bezüglichen 
neuen Vorschriften des Handelsrechts (§§ 59 mit 83 des 
H. G. B.) sind schon seit 1. Januar 1898 in Kraft, die Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung sind neuerdings überhaupt 
nicht geändert worden und werden als bekannt voraus- 
gesetzt. 

Dagegen soll hier hervorgehoben werden, dass das bayer. 
Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch in Art. 15 
bis 31 ein vollständiges Gesinderecht geschaffen hat. 
Dieses Recht bezieht sich aber, wohl bemerkt, nur auf 
eigentliche Dienstboten, nicht auf Gewerbsgehülfen, zu welch' 
letzterer Kategorie auch Kellnerinnen zu zählen sind. 
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Die wichtigsten Bestimmungen dieses neuen Gesinde- 
rechtes sind folgende: 

Das Draufgeld wird im Zweifel nicht vom Lohn abgezogen. 

Ist der Dienstlohn in längeren Zeitabschnitten als 
Vierteljahren zahlbar, so kann der Dienstbote nach dem 
Ablauf von je drei Monaten der Dienstzeit die Hälfte des 
auf diesen Zeitraum treffenden Betrages verlangen. Die 
Dienstherrschaft kann Entschädigungsansprüche wegen einer 
auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruhenden Ver- 
letzung der Verpflichtungen des Dienstboten gegen dessen 
Lohnforderung unbeschränkt aufrechnen. 

Das Dienstverhältniss eines landwirthschaftlichen 
Dienstboten gilt im Zweifel — d. h. wenn nichts Anderes 
ausdrücklich bestimmt ist — für ein Jahr, das ist vom 
1. Februar bis 3 L Januar, eingegangen. Tritt der Dienst- 
bote unter der Zeit ein, beispielsweise am 1. Mai, so gilt 
das Dienstverhältniss bis zum nächsten 31. Januar ein- 
gegangen. An diesem Tage erlischt also das Dienstverhält- 
niss ohne weitere Kündigung. Wird es aber fortgetzt, so gilt 
es gemäss § 625 B. G. B. auf unbestimmte Zeit verlängert, 
und dann ist in der Folge Kündigung nur für den ersten 
Februar und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von sechs Wochen zulässig. 

Bei nichtlandwirthschaftlichen Dienstboten be- 
misst sich diö Kündigung folgendermaassen: 

a) Ist die Vergütung des Dienstes nach Tagen be- 
messen, so ist die Kündigung an jedem Tage für den fol- 
genden Tag zulässig; 

b) ist die Vergütung nach Wochen bemessen, so ist die 
Kündigung nur für den Schluss einer Kalenderwoche zulässig 
und hat spätestens am ersten Werktage der Woche zu erfolgen; 

c) ist die Vergütung nach Monaten bemessen , so ist 
die Kündigung nur für den Schluss eines Kalendermonats 
zulässig und hat spätestens am 15. eines Monats zu erfolgen; 

d) ist die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren 
Zeitabschnitten bemessen, so ist die Kündigung nur für 



Digitized by 



Google 



— 16 — 

ScMüss eines Kalendervierteljahres und nur unter Ein- 
haltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zulässig 
(.§ 621 B. G. B.. mit Art. 22 des bayer; Ausf.-Ges. zum 
B.G.B.). 

Ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kann das 
Dienstverhältniss von jedem Theil gekündigt werden , wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. Ob dies der Fall, entscheidet 
das richterliche Ermessen. Das Gesetz führt als einzelne 
solcher wichtigen Gründe, ohne den Anspruch auf Vollzählig- 
keit erheben zu wollen, folgende auf: 

a) Ausserordentliches Kündigungsrecht der 
Dienstherrschaft (Art. 24): 

1. Wenn der Dienstbote : die Dienstherrschaft bei Ein- 
gehung des Dienstvertrages durch Vorzeigung eines 
fälschen oder gefälschten Dienstzeügnisses oder 
Dienstbotenbüches hintergangen oder über das Be- 
stehen eines anderen, ihn gleichzeitig verpflichten- 
den Dienstverhältnisses in einenirrthum versetzthat; 

2. wenn der Dienstbote sich eines Diebstahls, mehr- 
maliger Entwendung, einer Unterschlagung, eines 
Betruges oder eines lüderlichen Lebenswandels 
schuldig macht; 

3. wenn der Dienstbote den Antritt des Dienstes ohne 
rechtfertigenden Grund verweigert oder in erheb- 
lichem Maasse verzögert, wenn er den Dienst 
während einer den Umständen nach erheblichen 
Zeit unbefugt verlässt oder den ihm obliegenden 
Verpflichtungen nachzukommen beharrlich ver- 
weigert; 

4. wenn der Dienstbote die ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen beharrlich in grober Weise vernach- 
lässigt, die ihm anvertrauten Personen oder Thiere 
schlecht behandelt oder durch Vernachlässigung 
gefährdet ; . 

5. wenn der Dienstbote der Verwarnung ungeachtet 
. mit Feuer und Licht unvorsichtig umgeht; 
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6. wenn der Dienstbote sich Thätlichkeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen die Dienstherrschaft oder ihren 
Vertreter oder gegen die Familienangehörigen der 
Dienstherrschaft oder des Vertreters zu Schulden 
kommen lässt; 

7. wenn der Dienstbote sich einer vorsätzlichen rechts- 
widrigen Sachbeschädigung zum Nachtheile der 
Dienstherrschaft, ihres Vertreters, ihrer Familien- 
angehörigen oder des Nebengesindes schuldig 
macht; 

8. wenn der Dienstbote Familienangehörige der 
Dienstherrschaft oder ihres Vertreters oder das 
Nebengesinde zu Handlungen verleitet oder zu 
verleiten sucht oder mit Familienangehörigen der 
Dienstherrschaft oder des Vertreters Handlungen 
begeht, die wider die Gesetze oder die guten Sitten 
Verstössen; 

9. wenn der Dienstbote die Behausung zur Nacht- 
zeit heimlich verlässt oder jemand zur Nachtzeit 
heimlich in die Behausung einlässt; 

10. wenn der Dienstbote zu den ihm obliegenden 
Dienstleistungen unfähig ist oder an der Verrich- 
tung der Dienste durch anhaltende Krankheit oder 
eine mehr als eine Woche dauernde Freiheitsstrafe 
oder eine die Zeit von vier Wochen übersteigende 
militärische Dienstleistung verhindert wird; 

11. wenn der Dienstbote an einer ansteckenden oder 
abschreckenden Krankheit leidet; 

12. wenn ein weiblicher Dienstbote sich verheirathet ; 

13. wenn ein unverheiratheter weiblicher Dienstbote 
sich im Zustande der Schwangerschaft befindet. 

In den unter Ziffer 1 bis 9 und 12 genannten Fällen 
ist die Kündigung wegen Thatsachen, die der Dienstherr- 
schaft länger als eine Woche bekannt sind, nicht mehr 
zulässig. 
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b) Ausserordentliches Kündigungsrecht der 
Dienstboten (Art. 25): 

1. Wenn die Dienstherrschaft die Aufnahme des Dienst- 
boten verweigert oder den Dienstboten vor Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses entlässt; 

2. wenn der Dienstbote zu den ihm obliegenden Ver- 
richtungen unfähig wird oder, wenn sich ergibt, 
dass die Fortsetzung der Verrichtungen das Leben 
oder die Gesundheit des Dienstboten einer erheb- 
lichen Gefahr aussetzen würde, die ihm bei Ein- 
gehung des Dienstverhältnisses nicht bekannt war; 

3. wenn die Dienstherrschaft oder ihr Vertreter sich 
Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den 
Dienstboten zu Schulden kommen lässt oder es 
verweigert, den Dienstboten gegen solche Hand- 
lungen eines Familienangehörigen der Dienstherr- 
schaft oder des Vertreters, eines anderen Dienst- 
boten oder eines Angestellten zu schützen; 

4. wenn die Dienstherrschaft oder ihr Vertreter oder 
Familienangehörige der Dienstherrschaft oder des 
Vertreters dem Dienstboten Handlungen zumuthen, 
die wider die Gesetze oder die guten Sitten Verstössen ; 

5. wenn die Dienstherrschaft den Lohn oder den ge- 
bührenden Unterhalt nicht gewährt oder den ihr 
nach § 618 des B. G. ß. obliegenden Verpflichtungen 
nachzukommen verweigert. 

Diese Verpflichtungen bestehen darin, dass der Dienst- 
herr Räume, Vorrichtungen und Geräthschaften so zu regeln 
hat, dass der Dienstbote gegen Gefahr für Leben und 
Gesundheit so weit geschützt ist, als die Natur der Dienst- 
leistung es gestattet, und insbesondere, dass der Dienstherr 
in Ansehung der Wohn- und Schlafräume, der Verpflegung, 
sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrich- 
tungen und Anordnungen zu treffen hat, welche mit Rück- 
sicht auf die Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion 
des Dienstboten erforderlich sind. 
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ln den unter Ziffer 3 genannten Fällen ist die Kün- 
digung wegen Thatsachen, die dem Dienstboten länger als 
eine Woche bekannt sind, nicht mehr zulässig. 

Bietet sich dem Dienstboten Gelegenheit zur Ver- 
heiratung oder zur Begründung eines eigenen Hausstandes, 
so ist er zur Kündigung berechtigt; die Kündigung ist 
aber nach dem Antritt des Dienstes nur für den Schluss 
eines Kalendermonats zulässig und hat spätestens am 15. 
eines Monats zu erfolgen. 

Ertheilt die Dienstherrschaft einem Dienstboten, der 
gegen sie eine schwere Veruntreuung begangen hat, in 
Kenntniss dieser Thatsache das Zeugniss treuen Verhaltens, 
so ist sie für den Schaden verantwortlich, welcher der 
nachfolgenden Dienstherrschafi aus dem Vertrauen auf die 
Richtigkeit des Zeugnisses entsteht. 

Als Uebergangsbestimmung ist zu merken, dass sich 
ein am 1. Januar 1900 bestehendes Dienstverhältniss von 
diesem Tag an nach den neuen Bestimmungen regelt, wenn 
nicht die Kündigung im Jahre 1900 für den ersten Termin 
erfolgt, für welchen sie nach den bisherigen Gesetzen und 
örtlichen Statuten und Gewohnheiten zulässig ist. 

IX. 

Bei Darlehensgewährungen von Seite der Brauer em- 
pfiehlt es sich stets, den Schuldner und seine Ehe- 
frau als Solidarschuldner sich verhaftet erklären zu 
lassen. Der Brauer kommt damit über die sehr complicirten 
Bestimmungen des neuen Civil- und Processrechtes in An- 
sehung der Haftung der Ehefrauen bei den verschiedenen 
Güterrechtssystemen hinaus. 

Verbürgt sich ein Dritter für die Forderung des Brauers, 
so ist unbedingt erforderlich, hierüber eine schrift- 
liche Urkunde aufzunehmen. Denn nach § 766 B. G. B. 
ist zur Gültigkeit eines Bürgschaftsvertrages schriftliche Er- 
theilung der Bürgschaftserklärung erforderlich. Die gleiche 
Formvorschrift besteht bei Vermeidung der Nichtigkeit des 
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Vertrages für Schuldanerkenntnisse und für Schuld- 
versprechen, wenn das Versprechen die Verpflichtung zur 
Zahlung selbständig begründen soll (§§ 766, 780, 781 B. G. B.). 
Nur insoweit die Bürgschaft auf Seite des Bürgen und 
das Schuldanerkenntniss oder Schuldversprechen auf Seite 
des Schuldners ein Handelsgeschäft ist, sind Bürgschaft, 
Schuldanerkenntniss und Schuldversprechen auch ohne die 
schriftliche Form rechtsbeständig (Art. 350 H. G. ß). 

Bei Ausstellung eines Bürgschaftsscheines darf ferner 
nicht übersehen werden, in die Urkunde aufzunehmen, dass 
der Bürge auf die Einrede der Vorausklage verzichtet, 
wofür man auch die Worte gebrauchen kann, dass der 
Bürge sich als Selbstschuldner verbürgt (§ 773 B. G. B). 
Die Einrede der Theilung im Falle der Bürgschaft Mehrerer 
besteht in Zukunft nicht mehr, da die mehreren Bürgen 
kraft Gesetzes als Gesammtschuldner unter sich haften. 

Hat sich der Bürge nur für eine bestimmte Zeit ver- 
bürgt, so wird er nach dem Ablauf dieser Zeit von der 
Haftung frei, wenn der Gläubiger nicht unverzüglich 
die Einziehung der Forderung durch Zwangsvollstreckung 
in die bewegliche Habe des Hauptschuldners betreibt, das 
Verfahren ohne wesentliche Verzögerung fortsetzt und un- 
verzüglich nach der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen 
anzeigt, dass er ihn in Anspruch nehme (§ 777). 

Der Gläubiger muss sich ferner hüten, ein mit der 
Forderung gegen den Hauptschuldner verbundenes Vorzugs- 
recht, eine für sie bestehende Hypothek oder ein Pfand- 
recht oder das Recht gegen einen Mitbürgen aufzugeben, 
denn sonst wird der Bürge insoweit frei, als er aus dem 
aufgegebenen Recht hätte Ersatz verlangen können (§ 776). 

Zu bemerken ist weiter, dass sich die Bürgschaft, sofern 
dies nicht ausdrücklich im Bürgschaftsvertrag bedungen ist, 
nicht auf die Zinsen der Hauptschuld oder auf Ver- 
tragsstrafen erstreckt. Der Gläubiger wird also gut daran 
thun, im Bürgschaftsvertrag ausdrücklich die Bestimmung 
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aufzunehmen, dass sich die Haftung des Bürgen gtuch auf 
die Zinsen der Hauptschuld erstrecken soll. 

Dagegen ist es eine Neuerung des Bürgerlichen Gesetz- 
buches, dass der Bürge kraft Gesetzes für die dem Gläubiger 
von dem Hauptschuldner zu ersetzenden Kosten der Kün- 
digung und der Rechtsverfolgung haftet (§ 767). 

X. 

Die Darlehensgewährung von Seite der Brauer erfolgt 
regelmässig in Verbindung mit Bestellung einer Hypo- 
thek für die Forderung. Das Immobiliarcreditrecht des 
Bürgerlichen Gesetzbuches bringt hierin verschiedene Aende- 
rwigen. Sie treten aber ebenso wie die neue Subhastations- 
ordnung für jeden Grundbuchbezirk erst in Kraft, sobald 
das Grundbuch für diesen als angelegt gilt und diese That- 
sache von der Staatsregierung publicirt ist. 

Das neue Recht kennt nun im Gegensatz zu unserem 
bisherigen bayerischen Hypothekenrecht zweierlei Arten von 
Hypotheken, die Buchhypothek, welche durch Ein- 
tragung im Grundbuche entsteht, und die Brief hypothek, 
^elclie durch Eintragung im Grundbuche und Uebergabe 
des Briefes an den Gläubiger entsteht. Für erstere wird 
ein Hypothekenbrief überhaupt nicht ausgestellt; ihre Weiter- 
begebung erfolgt durch Umschreibung des Gläubigers im 
Grundbuche; die Uebertragung der Briefhypothek erfolgt 
dagegen durch Ertheilung der Abtretungserklärung in schrift- 
licher Form und Uebergabe des Hypothekenbriefes, während 
die Einschreibung des neuen Gläubigers im Grundbuche 
zwar zulässig, aber nicht nothwendig ist (§ 1154 B. G. B.). 

Die Buchhypothek hat gewisse Vorzüge; sie erspart 
dem Gläubiger die Sorge um die Aufbewahrung des Hypo- 
thekenbriefes und die mit dessen Verlust verbundenen Un- 
zuträglichkeiten, und sie gewährt ihm vor Allem die Ge- 
wissheit, dass er von der Einleitung der Subhastation über 
das Grundstück benachrichtigt werden muss. 
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Gleichwohl empfiehlt sich nach diesseitiger Auffassung 
für den Brauer die Benützung der bisher in Bayern allein 
zulässig gewesenen Briefhypothek und zwar aus folgenden 
Gründen : 

Wird die Briefhypothek in der sich allein empfehlenden 
Form ausgestellt, dass der Schuldner auf den Zeitpunkt 
der Fälligkeit der Zinsen wie des Kapitals sich der sofor- 
tigen Zwangsvollstreckung gemäss § 794 Ziffer 5 R. C. P. O. 
unterwirft, so gewährt die Hypothekurkunde dem Gläubiger 
die Möglichkeit, nicht blos in das Grundstück, sondern auch 
in das bewegliche Vermögen des Schuldners jederzeit zu 
vollstrecken. Sie ist ferner um deswillen vortheilhaft, weil 
sie die Darlehensforderung als persönlichen Anspruch in 
ihrem Rechtsbestand und ihrer Vollstreckbarkeit auch für 
den Fall aufrecht erhält, dass die Hypothek bei der Sub- 
hastation durchgefallen ist und der Schuldner später wieder 
finanziell zu Kräften kommt. In einem solchen Fall hat 
dann der Gläubiger nicht nothwendig, seine durchgefallene 
Hypothek erst einzuklagen, wobei er, von den Processkosten 
abgesehen, erfahrungsgemäss häufig zu spät kommt oder 
böswilligen Schuldnern gegenüber erst Anfechtungsprocesse 
durchführen muss. 

Gegenüber der Thatsache, dass der Inhaber der Brief- 
hypothek eine ganz andere Person sein kann als der im 
Grundbuche vermerkte Gläubiger und ersterer somit Gefahr 
läuft, von der Subhastation des Grundstückes nichts zu 
erfahren, muss eben unbedingt die Vorsicht gebraucht 
werden, dass ein Brauer, der im Cessionswege eine Hypo- 
thek erwirbt, sofort die an ihn erfolgte Abtretung in das 
Grundbuch eintragen lässt. 

Wählt der Brauer für den Fall der Bestellung einer 
Hypothek die Form der Briefhypothek in Verbindung mit 
einer vollstreckbaren Urkunde gemäss § 794 Ziffer 5 R. C. 
P.O., so empfiehlt es sich weiter, die Vollstreckungsklausel 
gemäss § 800 dieses Gesetzes künftig in der Weise zu fassen, 
dass die Zwangsvollstreckung aus der Urkunde gegen den 
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jeweiligen Eigenthümer des Grundstückes zulässig sein soll. 
Eine solche Unterwerfung bedarf dann der Eintragung im 
Grundbuche und gewährt die Möglichkeit, beim Wechsel in 
der Person des Eigenthümers des Grundstückes sofort eine 
neue Vollstreckungsklausel gegen den neuen Eigenthümer 
zu erlangen. 

Die Hypothek des neuen bürgerlichen Rechtes ertreckt 
sich in ihrer Wirkung nicht bloss auf die gesetzlichen Zinsen 
der Forderung, sondern auch auf die Kosten für die Kün- 
digung und für die die Befriedigung aus dem Grundstück 
bezweckende Rechtsverfolgung (§1118 B. G. B.). 

Ist der Zinssatz der Hypothek niedriger als 5%, so 
kann die Hypothek ohne Zustimmung der im Range gleich- 
oder nachstehenden Hypothekgläubiger dahin erweitert 
werden, dass das Grundstück für die Zinsen bis zu b% 
haftet (§ 1119). 

Die Hypothek erstreckt sich kraft Gesetzes auf die vom 
Grundstück getrennten Erzeugnisse und sonstigen Bestand- 
theile desselben, soweit sie nicht mit der Trennung in das 
Eigenthum eines Dritten gelangt sind, sowie auf das Zu- 
behör (Pertinenz) des Grundstückes. Ausgenommen sind 
die Zubehörstücke, welche nicht in das Eigenthum des 
Grundstückseigenthümers gelangt sind, beispielsweise wegen 
Eigenthmsvorbehalts des Lieferanten bis zur vollständigen 
Bezahlung des Kaufpreises. Erzeugnisse und Zubehörstücke 
werden von der Haftung frei, wenn sie veräussert und vom 
Grundstück entfernt werden, bevor sie zu Gunsten des 
Hypothekgläubigers in Beschlag genommen sind (§ 1120 
und 1121). 

Der Begriff des Zubehörs (Pertinenzen) ist nunmehr 
gesetzlich festgelegt (§ 97 B. G. B.). Es gibt keine gewill- 
kürten, d. h. durch Privatwillen geschaffene Pertinenzen 
mehr, wie sie das bisherige bayerische Hypothekenrecht 
kannte. Als Zubehör sind anzusehen bewegliche Sachen, 
welche dem wirthschaftlichen Zweck der Hauptsache zu 
dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestim- 
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mung entsprechenden räumlichen Verhältnisse stehen. 
Die vorübergehende Trennung eines Zubehörstückes hebt 
die Zubehöreigenschaft nicht auf. Dem wirthschaftlichen 
Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind bei einem 
Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb dauernd ein- 
gerichtet ist (Wirthschaft), die zum Betrieb bestimmten 
Maschinen und sonstigen Geräthschaften, bei einem Land- 
gut das zum Wirthschaftsbetrieb bestimmte Geräthe und 
Vieh, die landwirthschaftlichen Erzeugnisse, welche zur 
Fortführung der Wirthschaft bis zur nächsten Fruchtperiode 
erforderlich sind, sowie der vorhandene auf dem Gute ge- 
wonnene Dünger (§ 98). 

Angesichts dieser Vorschriften erscheint es kaum zweifel- 
haft, dass in Zukunft die bisher üblichen Bestimmungen 
in den Hypothekenbriefen, wonach der Wirth sein ge- 
sammtes Wirthschaftsinventar in der Form einer Sach- 
gesammtheit als Pertinenz erklärte, gegenstandslos sind. 
Entweder ist das Gastwirthschaftsinventar Zubehör im Sinne 
des Gesetzes, dann haftet es den Hypothekgläubigern, oder es 
hat diese rechthche Eigenschaft nicht, dann kann es auch 
durch Privatwillen nicht als Zubehör erklärt werden. Die 
Frage, ob das Gastwirthschaftsinventar Pertinenz im Sinne 
des Gesetzes ist, dürfte übrigens in der Regel zu bejahen 
sein, weil es unter die zum Betrieb bestimmten Geräth- 
schaften fällt. 

Gemäss § 1123 B. G. B. erstreckt sich die Hypothek 
des neuen Rechtes auf die Mieth- und Pachtzinsforderungen, 
wenn das Grundstück vermiethet oder verpachtet ist. Die 
Mieth- und Pachtforderungen werden von der Haftung 
erst ein Jahr nach der Fälligkeit frei, wenn nicht vorher 
die Beschlagnahme zu Gunsten des Hypothekgläubigers 
erfolgt. Wird aber der Mieth- oder Pachtzins vom Grund- 
stücksbesitzer eingezogen, oder wird in anderer Weise über 
ihn verfügt, bevor er zu Gunsten des Hypothekgläubigers 
in Beschlag genommen worden ist, so ist die Verfügung 
dem Hypothekgläubiger gegenüber so weit wirksam, als sich 
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die Verfügung auf eine spätere Zeit als das zur Zeit der 
Beschlagnahme laufende und das folgende Kalenderjahr 
bezieht. Hieraus ist zu entnehmen, dass das Pfandrecht, 
welches § 1123 B. G. B. dem Hypothekgläubiger von den 
Pacht- und Miethzinsforderungen einräumt, nicht von sehr 
erheblicher Bedeutung ist. 

Gemäss § 1136 B. G. B. ist eine Vereinbarung, durch 
welche sich der Eigenthümer des Grundstückes dem Hypo- 
thekgläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundstück nicht 
zu veräussern oder weiter zu belasten, nichtig. Es ist also 
künftig unzulässig, wie bisher vielfach in den Hypotheken- 
briefen oder in gesonderten Urkunden geschehen, zu be- 
stimmen, dass der Schuldner ohne Genehmigung seines 
Gläubigers seine Wirthschaft nicht verkaufen oder belasten 
dürfe. Dagegen bleiben gemäss Art. 168 des Einf.-Ges. 
zum B. G. B. die bis zum 1. Januar 1900 rechtswirksam 
constituirten Dispositionsbeschränkungen dieser Art aucli 
für die Zukunft aufrecht erhalten. 

Nicht zweifellos ist die Frage, ob in Zukunft bedungen 
werden kann, dass der Hypothekschuldner seine Wirth- 
schaft nur an Jemand veräussern dürfe, welcher in die von 
seinem Rechts Vorgänger übernommene Bierbezugsverpflich- 
tung eintritt. Nach der Meinung des Verfassers ist eine 
solche Verabredung gemäss §§ 137 und 892 B. G. B. auch 
in Zukunft zulässig und durch Eintrag im Grundbuche 
sogar gegen Dritte wirksam; indessen bleibt die Stellung- 
nahme der Gerichte zu dieser höchst bestrittenen Frage 
abzuwarten. 

Vielfach trifft man in Hypothekenbriefen die Klausel, 
dass der Schuldner auf das Recht des sogenannten 
Rangvorbehaltes bei Löschungsreife eines dem Bräugeld 
vorgehenden Kapitals verzichtet. Diese für die Sicherheit 
des Braukapitals und sein allmähliches Vorrücken im Range 
wichtige Bestimmung kann auch im neuen Rechte durch- 
geführt werden. Es muss hierwegen der Brauer, der ein 
Hypothekkapital gewährt, gemäss § 1179 B. G. B. vom An- 
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Wesensbesitzer in der Hypothekurkunde die Verpflichtung 
verlangen, dass er die vorgehenden Hypotheken, wenn sie 
sich durch Löschungsreife mit dem Anwesensbesitzer in 
einer Person vereinigen, löschen lassen muss, und muss 
femer darauf bestehen, dass zur Sicherung seines Anspruches 
auf Löschung dieser vorgehenden Hypotheken eine Ver- 
merkung im Grundbuch eingetragen werde. 

Zu besprechen ist auch noch die Forthaftung des 
Veräusserers für das Hypothekkapital im Falle 
des Verkaufes des Grundstücks. Will der Veräusserer 
hier von seiner Forthaftung sich befreien, so muss er 
die Thatsache des Verkaufes dem Hypothekgläubiger mit- 
theilen. Von dem Zeitpunkte der Mittheilung an hat der 
Hypothekgläubiger eine Frist von sechs Monaten, inner- 
halb welcher er dem Veräusserer gegenüber die Uebernahme 
des neuen Erwerbers als persönlichen Schuldners verweigern 
kann. Erklärt der Hypothekgläubiger innerhalb dieser sechs 
Monate dem Veräusserer nicht ausdrücklich, dass er die 
Schuldübemahme nicht genehmige, so gilt die Genehmigung 
kraft Gesetzes ertheilt und wird der Veräusserer von seiner 
Haftung frei. Die Mittheilung des Veräusserers vom Ver- 
kauf kann rechtswirksam erst erfolgen, wenn der Erwerber 
als Eigenthümer im Grundbuche eingetragen ist(§416 B.G.B.). 
Wenn also der Hypothgläubiger den Verkäufer, weil er ihn 
für finanziell besser situirt hält als den neuen Anwesens- 
erwerber, nicht aus der persönlichen Haftung entlassen will, 
so muss er innerhalb von sechs Monaten seit der Mittheilung 
vom Anwesensübergang dem Verkäufer ausdrücklich er- 
klären, dass er seine Forthaftung in Anspruch nehme und 
den Erwerber als persönlichen Schuldner nicht übernehme. 

XI. 

Für diejenigen Brauer, welche im Besitze von so- 
genannten Realrechten, d. h. realen Wirthschaf tsgerecht- 
samen, sind und solche zur Zeit praktisch nicht ausüben 
können, weil die Städte, in denen sie belegen sind, die 
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ConcGssion einer Wirthschaft nicht von der Prüfung der 
Bedürfnissfrage abhängig machen, mag noch auf folgende 
Thatsache hingewiesen werden. 

Es besteht in Literatur und Praxis Streit, ob ein solches 
Realrecht durch Nichtausübung im Laufe von zehn Jahren 
verjähre und namentlich, ob die Thatsache der Versteuerung 
solcher Realrechte die Verjährung aufhalte* 

Diesem zweifelhaften Rechtszustand gegenüber kann 
der Brauer mit der Anlegung des Grundbuches in seinem 
Bezirke sehr einfach dadurch begegnen, dass er gemäss 
Art. 17 des bayerischen Ausf. -Gesetzes zur Grundbuchordnung 
beim Grundbuchamte den Antrag stellt, für sein Realrecht 
ein eigenes Grundbuchblatt anzulegen. 

Damit documentirt der Brauer in rechtserhebhcher Form, 
dass er sein Realrecht aufrecht erhalten wissen will, und 
unterbricht damit zweifellos die Verjährung. 

XIL 

Zum Schluss soll noch eine für Brauereien mit land- 
wirthschaftlichem Betriebe nicht unwichtige Frage besprochen 
werden, wenngleich sie nicht direct mit dem Brauereibetrieb 
in Verbindung steht, das ist die Frage der Aufrechterhaltung 
der Grunddienstbarkeiten. Gar mancher Brauer hat 
ein Fahrt- oder Gehrecht oder Wasserablaufsrecht etc. auf 
einem Grundstück seines Nachbarn. Ein solches Recht be- 
steht nach Massgabe des § 22 des bayerischen Hypotheken- 
gesetzes unabhängig vom Eintrag im Hypothekenbuche, und 
der neue Erwerber des belasteten Grundstücks musste 
diese Dienstbarkeit auf sich nehmen, auch wenn sie ihm 
beim Erwerb des Anwesens nicht bekannt war. Er konnte, 
sofern ihm die Dienstbarkeit verschwiegen war, sich nur 
an seinen Verkäufer wegen Entschädigung halten. 

In Zukunft aber wird dies anders. Nach Art. 10 der 
bayerischen Uebergangsvorschriften zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch müssen Grunddienstbarkeiten, welche zu der Zeit 
bestehen, in welcher das Grundbuch im einzelnen Grund- 
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buchbezirke als angelegt anzusehen ist, zur Erhaltung der 
Wirksamkeit gegenüber dem öfFenthchen Glauben des Grund- 
buches in das Grundbuch eingetragen werden. Nur solche 
Grunddienstbarkeiten, mit denen das Halten einer dauernden 
Anlage verbunden ist — beispielsweise eine Wasserleitung — 
sind der Eintragung insolange nicht unterworfen, als die 
Anlage besteht. Die Worte »zur Erhaltung der Wirksamkeit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuches« 
bedeuten, dass, wer in Zukunft im Glauben auf das Grund- 
buch ein Anwesen erwirbt, dieses mit keiner anderen ding- 
lichen Last erwirbt, als mit einer solchen, welche im Grund- 
buche vorgetragen ist. Steht also die Grunddienstbarkeit 
im Grundbuche nicht eingetragen, so geht dieselbe auch 
auf den neuen Anwesenserwerber nicht über. 

Nach Abs. 2 des Art. 10 a. a. 0. wird demnächt eine 
k. Verordnung zu erwarten sein, welche den Beginn und 
die Dauer der Frist für die Anmeldung der einzutragenden 
Dienstbarkeiten bestimmt, und kein Anwesensbesitzer, wel- 
cher im Besitz einer Dienstbarkeit ist, sollte versäumen, 
innerhalb dieser Frist seine Dienstbarkeit auf Grund des etwa 
in Händen habenden Urtheils im Grundbuche eintragen zu 
lassen. Die Eintragung erfolgt innerhalb der bezeichneten 
Frist nach ausdrücklicher Vorschrift des Gesetzes ge- 
bührenfrei. 

Es ist übrigens für einen Anwesensbesitzer, welcher 
die geringfügigen Kosten der Eintragung nicht scheut, schon 
seit 1. Juli 1899 nach Art. 44 der genannten Uebergangs- 
vorschriften die Möglichkeit abgegeben, die Eintragung der 
zu Gunsten seines Grundstücks bestehenden Grunddienst- 
barkeiten im jetzigen Hypothekenbuch zu verlangen. Die 
im Hypothekenbuche erwirkte Eintragung der Grunddienst- 
barkeit gilt alsdann von der Zeit an, zu w^her das Grund- 
buch als angelegt anzusehen ist, als Eintragung im Grund- 
buche. 
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